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Beschlussvorlage
Gemeinde Bad Kleinen

Federführend:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Einreicher:

VO/GV08/2015-1592
öffentlich

15.09.2015
Bürgermeister

Beratung und Beschlussfassung über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 14 A der Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet 
"Gallentin Süd" im Verfahren nach § 13a BauGB - Abwägungsbeschluss 
-
Beratungsfolge:
Beratung Ö / N Datum Gremium

Ö 29.09.2015 Ausschuss für Bau-, Verkehrsangelegenheiten und Umwelt Bad Kleinen
Ö 21.10.2015 Gemeindevertretung Bad Kleinen

Beschlussvorschlag:
1. Die während der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, der Beteiligung 

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB und 
den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen und 
Anregungen hat die Gemeinde Bad Kleinen unter Beachtung des Abwägungsgebotes 
mit folgendem Ergebnis, wie im Abwägungsvorschlag (Anlage 1) dargestellt, geprüft. 
Es ergeben sich:
- zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
- teilweise zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.
Den Abwägungsvorschlag und das Abwägungsergebnis macht sich die Gemeinde 
Bad Kleinen zu Eigen und ist Bestandteil des Beschlusses.

2. Die Verwaltung des Amtes Dorf Mecklenburg – Bad Kleinen wird beauftragt, 
diejenigen, die Anregungen erhoben bzw. Stellungnahmen abgegeben haben, von 
diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen.

Sachverhalt:
Die Gemeinde Bad Kleinen hat das Planverfahren nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der 
Innenentwicklung) durchgeführt. Die Planunterlagen lagen zur Beteiligung der Öffentlichkeit 
in der Zeit vom 23. April 2015 bis einschließlich 26. Mai 2015 im Amt Dorf Mecklenburg – 
Bad Kleinen öffentlich aus. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
mit Schreiben vom 17. April 2015 um Abgabe einer Stellungnahme gebeten. Während der 
Öffentlichkeitsbeteiligung wurden Stellungnahmen von der Öffentlichkeit zur Planung 
abgegeben.

Die Gemeinde hat die Prüfung zu den Erhaltungszielen und Schutzzwecken des SPA-
Gebietes „Schweriner Seen“ und des FFH-Gebietes „Schweriner Außensee und 
angrenzende Wälder und Moore“ vorgenommen. Aus Sicht der Gemeinde ergeben sich 
keine erheblichen Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und Schutzzwecke und somit sieht 
die Gemeinde das Verfahren nach §13a BauGB als geeignet an. 

Die Gemeinde Bad Kleinen hat die im Planverfahren eingegangenen Stellungnahmen und 
Anregungen gesammelt, bewertet und gewichtet.
Es ergeben sich:

- zu berücksichtigende Stellungnahmen,
- teilweise zu berücksichtigende Stellungnahmen und
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.
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Darüber hinaus liegen Stellungnahmen vor, die keine abwägungserheblichen Belange 
beinhalten und somit zur Kenntnis genommen werden.
Die Abwägungsvorschläge zu den einzelnen Stellungnahmen sind dieser Beschlussvorlage 
als Anlage beigefügt. Die Abwägungsvorschläge sind durch die Gemeindevertretung zu 
beraten und zu entscheiden. 

In Auswertung der vorgetragenen Belange und abgegebenen Stellungnahmen ergeben sich 
Anregungen und Stellungnahmen, die im Planverfahren beachtlich sind und zu einer 
Änderung des Planentwurfes führen. Hierbei handelt es sich maßgeblich um die Änderung 
der inneren Erschließung des Plangebietes. Darüber hinaus sind die Belange des 
Bodenschutzes und des vorhandenen Bestandes zu regeln. Die Grundzüge der Planung 
werden durch die Änderung berührt. Dies führt entsprechend dem Abwägungsergebnis zur 
erneuten Auslegung der Planunterlagen gemäß § 4a Abs. 3 BauGB.

Anlage/n:
Abwägungsvorschlag

Abstimmungsergebnis:

Gesetzliche Anzahl der Mitglieder des Gremiums
Davon besetzte Mandate
Davon anwesend
Davon Ja- Stimmen
Davon Nein- Stimmen
Davon Stimmenthaltungen
Davon Befangenheit nach § 24 KV M-V
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 0. 

Die Stellungnahmen der aufgeführten Fachdienste werden nachfolgend behandelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

A 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Stellungnahme vom 10.12.2008 im Rahmen der Aufstellung des B-Planes Nr. 14 

wurde in die Abwägung eingestellt, die Belange wurden beachtet. Die 

Erschließungsanlagen sind teilweise hergestellt. 

 

zu 2. 

Die allgemeinen Hinweise zum Umgang mit Niederschlagswasser werden zur Kenntnis 

genommen. Bereits im Ursprungsplan wurde klargestellt, dass die Versickerung aufgrund 

der anstehenden Bodenverhältnisse nur eingeschränkt möglich ist und die Ableitung des 

Niederschlagswassers war über die vorhandenen Leitungen vorgesehen. Dieses 

Planungsziel besteht nach wie vor. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 3. 

Unbeschichtete Metalldachflächen sind entsprechend den Festsetzungen über die äußere 

Gestaltung baulicher Anlagen nicht zulässig und somit ist ein zusätzlicher Ausschluss 

auch nicht erforderlich. Im Übrigen wäre die Materialwahl im nachgelagerten 

Baugenehmigungsverfahren zu berücksichtigen. 

 

zu 4. 

Das anfallende Niederschlagswasser wird in das Gewässer II. Ordnung eingeleitet. Die 

entsprechenden Abstimmungen hierzu sind mit dem Wasser- und Bodenverband 

„Schweriner See/Obere Sude“ bereits erfolgt. Es wurde verbindlich festgelegt, dass eine 

Sanierung des vorhandenen Gewässers II. Ordnung vorgenommen wird und dann die 

Einleitung des Oberflächenwassers aus dem Plangebiet erfolgen soll. Der hydraulische 

Nachweis hierzu wird durch den Vorhabenträger geführt, eine Veränderung der 

Einleitmenge in den Schweriner See ist nicht beabsichtigt. Die entsprechende 

Genehmigung wird im Einvernehmen mit dem Wasser- und Bodenverband bei der 

unteren Wasserbehörde beantragt und wird Gegenstand der Satzungsunterlagen. 

 

zu 5. 

Die Abstimmung zur Planung der Schmutzwasserentsorgung im Plangebiet mit dem 

Zweckverband Wismar ist erfolgt. Eine Erschließungsvereinbarung mit dem 

Zweckverband und dem Erschließungsträger wird abgeschlossen. Die Entsorgung des 

Schmutzwassers ist somit geregelt. Eine Niederschlagswasserentsorgung durch den 

Zweckverband Wismar erfolgt im Plangebiet gemäß Stellungnahme nicht. Der 

Zweckverband Wismar teilt in seiner Stellungnahme mit, dass im Plangebiet eine 

ordnungsgemäße Niederschlagswasserbeseitigung nachzuweisen ist und die 

Einleitgenehmigung des Niederschlagswasser in an das Gewässer II. Ordnung der unteren 

Wasserbehörde hierfür erforderlich ist. Diese Genehmigung ist vor Satzungsbeschluss 

erforderlich. 

 

zu 6. 

Das Gewässer II. Ordnung Nr. 29 ist in den Planunterlagen dargestellt. Der Wasser- und 

Bodenverband wurde im Verfahren beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 7. 

Die Trassenführung der geplanten Erschließungsstraße in Verbindung mit der Sanierung 

des Gewässers II. Ordnung wurde mit der Gemeinde und dem unterhaltspflichtigen 

Wasser- und Bodenverband abgestimmt. Die erforderliche Genehmigung der Überbauung 

und Sanierung des Gewässers II. Ordnung wird bei der unteren Wasserbehörde beantragt. 

Der beidseitige 5 m breite Gewässerrandstreifen kann nicht vollständig als Fläche zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ausgewiesen 

werden, da sich das Gewässer II. Ordnung innerhalb der festgesetzten Erschließungsstraße 

befindet. Der beidseitig 5,00 m breite Gewässerrandstreifen gilt gemäß § 38 Abs. 3 Satz 1 

WHG für den Außenbereich. Die Gemeinde legt den Gewässerrandstreifen im Plangebiet 

in einer angemessenen Breite entsprechend der Breite der Erschließungsstraße und den 

anschließenden GFL-Rechten fest. Dies entspricht den städtebaulichen Zielvorstellungen 

der Gemeinde und berücksichtigt gleichermaßen die Belange des Wasser- und 

Bodenverbandes.  

 

zu 8. 

Das verrohrte Gewässer II. Ordnung soll im Zuge der Erschließung des Plangebietes 

saniert werden und bleibt in seiner Lage erhalten. Das verrohrte Gewässer II. Ordnung 

befindet sich innerhalb einer geplanten Erschließungsstraße, deren Lage den 

städtebaulichen Zielsetzungen der Gemeinde entspricht. Eine Ausweisung als öffentliche 

Grünfläche würde die Realisierung der planerischen Zielsetzungen der Gemeinde 

wesentlich erschweren. Eine Entwicklung des Standortes wäre nur noch eingeschränkt 

möglich. Es wird weiterhin auf die Nutzung des vorhandenen verrohrten Gewässers und 

dessen Lage in der geplanten Erschließungsstraße mit anschließenden Geh- Fahr- und 

Leitungsrechten orientiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

zu 9. 

Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. In Abstimmung mit dem 

zuständigen Wasser- und Bodenverband handelt es sich bei der geplanten Maßnahme 

lediglich um die Sanierung der vorhandenen Vorflut und die hierfür erforderliche 

Genehmigung wird durch die Gemeinde bei der unteren Wasserbehörde beantragt. 

 

zu 10. 

Im Plangeltungsbereich befinden sich weitere private Leitungen, deren Rückbau 

beabsichtigtes Ziel der Gemeinde ist. Die Vorflut, die sich in der geplanten privaten 

Erschließungsstraße befindet, soll ausschließlich genutzt werden. 

 

zu 11. 

Die Hinweise werden in den Planunterlagen ergänzt. 

 

 

zu 12. 

Dem Änderungsbereich liegt eine Neuvermessung vom Mai 2014 mit dem Höhenbezug 

HN 76 zugrunde. Im südlichen Bereich des Plangebietes und damit im niedrigsten 

Bereich liegen Höhen von ca. 40,00 m über HN an. Das Gelände steigt stetig nach Norden 

an, so dass sich aus Sicht der Gemeinde kein Handlungsbedarf in Bezug auf den 

Hochwasserschutz ergibt. Die angegebenen Pegel werden in der Begründung ergänzt. 

 

B 

zu 1. 

Der Abwägung der nachfolgend aufgeführten Belange kann nicht von vornherein 

vorangestellt werden, dass die Belange berücksichtigt werden müssen, sondern die 

Belange werden ergebnisoffen in die Abwägung der Gemeinde Bad Kleinen eingestellt. 

 

zu 2. 

Die Gemeinde stellt klar, dass sich keine geänderten Anforderungen an die derzeit gültige 

Planung als bisher beachtet ergeben. Die Flächen des Änderungsbereiches wurden nicht 

innerhalb der letzten 5 bis 10 Jahre als Baustoffzwischenlager genutzt. Die rechtskräftige 

Satzung über den B-Plan besteht erst seit Oktober 2009. Im Planverfahren zum 

Ursprungsplan wurden derartige Hinweise nicht vorgetragen. Zudem handelt es sich 

hierbei um eine baugenehmigungspflichtige Nutzung, die den Festsetzungen des B-Planes 

widerspricht. Der Gemeinde liegen keine Anträge vor. Mit dem Vorhabenträger und der 

unteren Bodenschutzbehörde wurden jedoch aufgrund dieser Stellungnahme 

Abstimmungen zum erforderlichen Untersuchungsrahmen geführt. Es wurde eine 

ergänzende Stellungnahme der Behörde abgegeben. Diese wird unter Sachpunkt II.1b der 

Abwägung behandelt. 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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Anlage: Stellungnahme der unteren Wasserbehörde vom 10.12.2008 zum Entwurf des B-Planes Nr. 14 A der Gemeinde Bad Kleinen 

 

Nachfolgend wird die Stellungnahme der unteren Wasserbehörde aus dem Aufstellungsverfahren für den B-Plan Nr. 14A vom 10.12.2008 eingefügt. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

II.1 

 

 

 

A 

 

1. 

 

 

 

 

 

 

2. 

 

 

3. 

 

 

4. 

 

 

 

5. 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die allgemeinen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Möglichkeiten der 

Versickerung sind aufgrund der Bodenverhältnisse sehr eingeschränkt. Deshalb wird dies 

nur partiell berücksichtigt und nicht im Rahmen der gesamtheitlichen 

Erschließungsplanung und Vorbereitung. Die Begründung ist zu ergänzen. 

 

 

 

Zu 2. 

Dieser Satz ist dahingehend zu verstehen, dass die nachfolgenden Ausführungen als 

Stellungnahme gelten. Deshalb ergibt sich hier kein gesonderter Handlungsbedarf. 

 

Zu 3. 

Diese allgemeinen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Der Planinhalt wird 

nicht berührt. 

 

Zu 4. 

Diese allgemeinen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Genehmigungen 

werden eingeholt. 

 

 

Zu 5. 

Die Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers soll über die vorhandene Vorflut 

erfolgen. Nur in Einzelfällen und partiell ist die Versickerung durch vorbeugende 

Maßnahmen vorgesehen. Die Begründung ist zu ergänzen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

II.1 

 

 

 

 

 

 

 

 

6. 

 

 

 

 

7. 

 

 

 

B 

 

1. 

 

 

 

 

 

2. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 6. 

Die Erlaubnisse sind einzuholen. 

 

 

 

Zu 7. 

Die Hinweise zu Gesetzen und Verordnungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Kenntnisse zu Altlasten vorliegen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 2. 

Es wird auch zur Kenntnis genommen, dass keine Gewähr für die Altlastenfreiheit 

übernommen wird. Deshalb sind Hinweise Gegenstand der Begründung und des Planes. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

zu 3. 

Die Belange des Bodenschutzes werden in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4. 

Das Untersuchungserfordernis und die rechtlichen Rahmenbedingungen werden in der 

Begründung ergänzt. 

  

 

 

 

zu 5. 

Aufschüttungen und Abgrabungen wurden im B-Plan nicht festgesetzt und somit sind nur 

solche Aufschüttungen und Abgrabungen zulässig, die nicht städtebaulich relevant sind. 

Die Genehmigungsbedürftigkeit von städtebaulich nicht relevanten Aufschüttungen und 

Abgrabungen ist im nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren zu prüfen. 

 

zu 6. 

Die Belange des Bodenschutzes wurden bereits in den Planunterlagen unter dem Punkt 

Bodenschutz beachtet. Es werden nunmehr die heute gültigen Rechtsbezüge verwendet. 

 

 

 

 

 

 

zu 7. 

Die Belange der Abfall- und Kreislaufwirtschaft wurden bereits in den Planunterlagen 

beachtet. Es werden nunmehr die heute gültigen Rechtsbezüge verwendet. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2015-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ der Gemeinde Bad Kleinen  

 11 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

zu 8. 

Die Vorgehensweise ist zwischen dem Grundstückseigentümer/Vorhabenträger und der 

zuständigen Bodenschutzbehörde abzustimmen. Die Ergebnisse sind vor 

Satzungsbeschluss darzustellen und in die Begründung zu übernehmen. 

 

 

 

 

 

 

C 

zu 1. 

Der Abwägung der nachfolgend aufgeführten Belange kann nicht von vornherein 

vorangestellt werden, dass die Belange berücksichtigt werden müssen, sondern die 

Belange werden ergebnisoffen in die Abwägung der Gemeinde Bad Kleinen eingestellt. 

 

 

 

C1 

Zu 1. 

Die Gehölzbestände werden gemäß dem tatsächlichen Bestand in der Planzeichnung 

berücksichtigt. In einigen Bereichen haben sich die Gehölzbestände verändert. Eine 

Beseitigung von Gehölzen durch den Grundstückseigentümer ist nicht erfolgt. Der 

Grundstückseigentümer hat auf Rückfrage mitgeteilt, dass lediglich Totholz beseitigt 

wurde. Die Darstellung im Plan bleibt erhalten. 

 

Zu 2. 

In der Planzeichnung zur Satzung über die 1. Änderung sind Flächen mit 

Anpflanzgeboten und Flächen mit Erhaltungsgeboten enthalten. Die Flächen 

unterscheiden sich von der Ursprungssatzung hinsichtlich Ausdehnung und Größe sowie 

Lage. Durch das Konzept bedingt, werden die Flächen für das Anpflanzen reduziert. Es 

werden 1.446 m² weniger Flächen angepflanzt. Auch bei den Flächen mit 

Erhaltungsgeboten gibt es eine Änderung. Es bestehen nunmehr mehr Flächen mit 

Erhaltungsgeboten innerhalb des von der Änderung betroffenen Bereiches. In der 

Summation der Flächen mit Erhaltungsgeboten und Anpflanzgeboten werden 1.100 m² 

weniger Flächen mit entsprechenden Anforderungen belegt. Die Gemeinde Bad Kleinen 

hat sich mit diesen Anforderungen beschäftigt und geht davon aus, dass unter 

Berücksichtigung der Inanspruchnahme der Innenbereichsfläche auf weitergehende 

Festsetzungen zu Anpflanzungen im Zuge von Kompensationsmaßnahmen verzichtet 

werden kann. Die Gemeinde geht davon aus, dass auch die Grundstücke noch zusätzlich 

entsprechend bepflanzt werden und sich damit eine in etwa gleichartige Entwicklung und 

Gestaltung ergibt. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Durch die Planänderung vergrößert sich die Fläche für die GFL-Rechte um einen kleinen 

Anteil neu ausgewiesener Flächen. Jedoch entfällt durch die Planänderung der Großteil 

der ausgewiesenen GFL-Flächen. Diese Flächen werden für den Straßenbau genutzt und 

überbaut, sodass durch die Planänderung eine größere Flächenversiegelung in Folge des 

Baus der Erschließungsstraße für das Plangebiet entsteht. Durch die Erschließung findet 

jedoch keine erheblich höhere Versiegelung statt, da die dafür vorgesehenen GFL-Rechte 

schon im Ursprungsplan festgesetzt waren. 

Weiterhin kommt es durch die Planänderung zu einer Veränderung in der Aufteilung der 

Flächennutzung (Sondergebiet - SO1 FH und SO2 FH, und Sonstiges Sondergebiet – SO3 

B+I, SO4 B+I, SO5 B+I) und zur teilweisen Ausgliederung der Flächen für die GFL-

Rechte aus den Sondergebieten. Dadurch erhöht sich die Gesamtfläche der 

Flächennutzung nur leicht. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass es durch Veränderung in der Aufteilung der 

Flächennutzung zu keiner erheblich höheren Flächenversieglung kommt, sich die Flächen 

für GFL-Rechte verringern und aufgrund des Baus der Erschließungsstraße keine 

erheblich höhere Flächenversiegelung stattfindet. 

Zu beachten ist auch, dass es sich um einen Bebauungsplan für die 

Wiedernutzbarmachung einer Fläche als Maßnahme der Innenentwicklung handelt und 

diese Wiedernutzbarmachung nicht als Eingriff bewertet wird (vgl. Punkt 7, erster Absatz; 

Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 14 – 1. Änderung „Für das Gebiet 

Gallentin Süd“). Auf der entsiegelten und nun brach liegenden Fläche standen Gebäude 

(Bungalows), die zurückgebaut wurden, um die Fläche einer anderen Nutzung 

zuzuführen. Eine veränderte Aussage zu den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ergibt 

sich nicht. Die externen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bleiben erhalten. Der Vorteil 

der Inanspruchnahme und Wiedernutzbarmachung einer Fläche wird zugunsten einer 

geringfügigen Mehrversiegelung genutzt. 

 

Zu 4.  

Die Gemeinde Bad Kleinen hat die Anforderungen an die Überarbeitung der Eingriffs-

regelung überprüft. Eine Überarbeitung der Eingriffsregelung kommt aus Sicht der 

Gemeinde Bad Kleinen nicht in Betracht. Der Vorteil liegt in der Wiedernutzbarmachung 

einer Fläche. Durch Anpflanzungen am Rand des Gebietes werden weiche Übergänge zur 

offenen Landschaft weiter gesichert. Auswirkungen durch Lärm und Licht werden 

dadurch minimiert. Zusätzliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden nicht als 

notwendig erachtet. Siehe hierzu auch die Darlegungen unter dem Punkt 2. der 

Abwägung. Die externen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind nach der 

Ursprungssatzung weiterhin Bestandteil der Satzung. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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zu 5. 

Die Gemeinde Bad Kleinen nutzt die vorhandene Bestandskartierung des derzeitigen 

Standes und setzt sich mit den Anforderungen an Ausgleich und Ersatz auseinander. Eine 

Gegenüberstellung der ursprünglichen Anpflanzflächen mit den Anpflanzflächen des 

Bebauungsplanes wird vorgenommen. Dies wird unter Punkt 2 dieser Abwägung 

entsprechend dargestellt. Unter Berücksichtigung der Inanspruchnahme einer ursprünglich 

genutzten Fläche wird die geringfügige Differenz in der Summation der Flächen mit 

Erhaltungs- bzw. Anpflanzgeboten hingenommen, weil auf den Grundstücken 

Anpflanzungen erfolgen werden. Maßgeblich für die Gemeinde ist, dass ein weicher 

Übergang zur offenen Landschaft durch Anpflanzung von Hecken erfolgt.   

 

Zu 6. 

Eine Überprüfung eines erheblichen Kompensationsdefizits gegenüber dem 

Ursprungsplan wurde geprüft. Die Gemeinde Bad Kleinen hat eine Überprüfung 

vorgenommen. Das Ergebnis der Bewertung der Überprüfung ist in den vorgenannten 

Gliederungspunkten enthalten. Es ergibt sich eine Differenz in der Summation der 

Flächen für Anpflanz- und Erhaltungsgebote im Vergleich der Satzung der 1. Änderung 

des B-Planes Nr. 14A (in Aufstellung) mit der rechtskräftigen Satzung über den B-Plan 

Nr. 14A. Diese Differenz wird unter Bewertung des naturräumlichen Bestandes gemäß 

realer Bestandsaufnahme hingenommen. Auf den Grundstücken wird es ohnehin zu 

Anpflanzungen kommen, die zur Eingriffsminimierung mit herangezogen werden. 

Maßgeblich für die Gemeinde Bad Kleinen ist, dass der Missstand beseitigt wird und ein 

ursprünglich anthropogen genutzter Standort nachgenutzt wird.  Siehe dazu Beantwortung 

unter Punkt 2 dieser Abwägung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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C2 

zu 1. 

Der Gewässerschutzstreifen wird entsprechend den derzeit gültigen Rechtsgrundlagen 

dargestellt. 

 

C3 – SPA-Gebiet 

zu 1. 

Eine SPA-Verträglichkeitsprüfung (SPA-VP) wurde erstellt. Erhebliche 

Beeinträchtigungen auf die Erhaltungsziele des SPA „Schweriner Seen“ konnten nicht 

nachgewiesen werden. Die Nähe des Plangebiets zum SPA sowie alle bau-, anlagen- und 

betriebsbedingten möglichen Auswirkungen auf die Erhaltungsziele des SPA wurden 

berücksichtigt. Da sich die Kapazitäten im Vergleich zum bereits rechtkräftigen 

Ursprungsplan (Satzung über den B-Plan Nr. 14A) nur geringfügig ändern und dieser in 

einer Verträglichkeitsuntersuchung als unerheblich eingestuft wurde, gehen nach 

aktuellem Kenntnisstand keine erheblichen Beeinträchtigungen von der 1. Änderung des 

Bebauungsplans Nr. 14A aus. 

 

zu 2. 

In den Sondergebieten nach §10 Abs. 4 BauNVO (SO FH 1 und 2) werden keine 
Änderungen in der Anzahl der Wohnungen je Gebäude vorgenommen. 

In den Sondergebieten nach §11 Abs. 2 BauNVO (SO B+I 3, 4 und 5) sind derzeit nach 

aktuellem Planungsstand insgesamt 12 Wohneinheiten (WE) geplant. Insgesamt ergeben 

sich daraus 32 WE, was ungefähr 119-128 Betten (4 Betten je WE im SO1 bis SO4, 3-4 

Betten im SO5) entspricht. Im Ursprungsplan waren für den Bereich der Sondergebiete 

108 Betten geplant. Es ergibt sich somit eine Zunahme der Betten um etwa 18-24. Dies 

wurde in der SPA-VP berücksichtigt und als unerheblich nachgewiesen. 

 

zu 3. 

Derzeit vorliegende Grundlagendaten aus dem Managementplan des SPA „Schweriner 

Seen“ wurden in die SPA-VP einbezogen, um erhebliche Beeinträchtigungen auf die 

Erhaltungsziele des SPA feststellen zu können. Die Stellungnahmen der zuständigen 

Behörde werden vor Satzungsbeschluss eingeholt und den Verfahrensunterlagen 

beigefügt. 

 

 

C4 – FFH-Gebiet 

zu 1. 

Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung (FFH-VP) wurde auf Grundlage des bestehenden 

Managementplans für das FFH-Gebiet erstellt. Das Ausmaß der Beeinträchtigungen auf 

die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes wurde im Zuge dessen ermittelt und als unerheblich 

eingestuft. Die Stellungnahmen der zuständigen Behörde werden vor Satzungsbeschluss 

eingeholt und den Verfahrensunterlagen beigefügt. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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zu 2. 

Die Nähe des FFH-Gebietes zum Planbereich wurde in der FFH-VP berücksichtigt. 

 

zu 3. 

Eine FFH-VP für den Planbereich wurde angefertigt und alle möglichen bau-, anlagen- 

und betriebsbedingten Auswirkungen des Bebauungsplans betrachtet. 

 

zu 4. 

Die Garagen werden den Grundstücken A-F (s. Planzeichnung) zugeordnet und 

entsprechend gekennzeichnet (A‘ bis F‘). Geplant sind abschließbare Garagen mit einer 

Größe von 8 x 3,5 m. Der Nutzungszweck der Garagen ist als sicherer Abstellplatz für 

Boote, Fahrräder oder Angelzubehör vorgesehen, um im Plangebiet höherwertige 

Ferienhäuser anbieten zu können. Pro Garage kann 1 Boot abgestellt werden. Somit 

ergeben sich 6 Boote, die innerhalb des Plangeltungsbereichs abgestellt werden können. 

Diese Anzahl wird als maximal mögliche Erhöhung des Bootsverkehrs auf dem 

Schweriner Außensee als unerheblich bewertet. 

 

zu 5. 

Der aktuelle Planungsstand sieht die Anzahl der Wohneinheiten (WE) wie folgt vor: 

SO1 FH: je 1 WE pro Grundstück = 14 WE 

SO2 FH: je 1 WE pro Grundstück = 6 WE 

SO3 B+I: je 1 WE pro Grundstück = 2 WE 

SO4 B+I: je 1 WE pro Grundstück = 1 WE 

SO5 B+I: insgesamt 9 WE 

In den Sondergebieten SO1 und 2 ist je eine WE pro Grundstück festgesetzt. 

In den SO3 und 4 B+I wird festgesetzt, dass maximal 50 % der Geschossfläche für 

Ferienwohnungen/ -häuser zulässig ist.  

Das SO5 B+I wird in zwei Teilbereiche unterteilt. Teilbereich 1 (östlicher Bereich) wird 

ausschließlich für Ferienhäuser/ -wohnungen festgesetzt, Teilbereich 2 (westlicher 

Bereich) ausschließlich für Infrastruktur. 

Eine zusätzliche Erhöhung der WE im Vergleich zur bestehenden Planung im Plangebiet 

ist dadurch ausgeschlossen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Anlage 1 zum Beschluss 2015-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ der Gemeinde Bad Kleinen  

 16 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 6. 

Summationseffekte wurden für den Bebauungsplan Nr. 14A im Rahmen der 

Managementplanung betrachtet. Da die Veränderung in der Satzung über die 1. Änderung 

des Bebauungsplans Nr. 14A als unerheblich bewertet wurde, kann auf eine 

Summationsprüfung verzichtet werden.  

 

zu 7. 

Die FFH-VP wurde auf Grundlage der genannten Literatur durchgeführt und der 

Managementplan einbezogen.  

 

zu 8. 

Das Ausmaß der Beeinträchtigungen wurde in einer FFH-VP detailliert untersucht und 

bewertet. Erhebliche Auswirkungen auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets können 

nach dem aktuellen Stand ausgeschlossen werden. 

 

C5 - Artenschutz 

zu 1. 

Die Belange des Artenschutzes wurden bereits im Ursprungsplan behandelt und beachtet. 

Für den Bereich der 1. Änderung wurde erneut ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

erstellt. Dieser wird nunmehr Bestandteil der Begründung und zur Rechtssicherheit 

werden die dort getroffenen Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen Gegenstand der 

textlichen Festsetzungen.  

 

 

D 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass aus immissionsschutzrechtlicher Sicht keine 

Hinweis und Anregungen vorgetragen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis. 
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E 

 

 

Zu 1. 

Die Rechtsgrundlagen nimmt die Gemeinde zur Kenntnis und ergänzt die Begründung um 

die erforderlichen Rechtsgrundlagen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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F 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt die Zustimmung zur Kenntnis. Abwägungserhebliche Belange 

wurden nicht vorgetragen. 

 

G 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine Einwände zu der Planänderung bestehen.  

Die Zuständigkeiten werden zur Kenntnis genommen. Abwägungserhebliche Belange 

werden nicht vorgetragen. 

 

zu 2. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Straßenbaulastträgers keine 

Einwände zur B-Planänderung bestehen. Abwägungserhebliche Belange werden nicht 

vorgetragen. 

 

H 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine Bedenken zu diesem Planvorhaben 

bestehen. Abwägungserhebliche Belange werden nicht vorgetragen. 

 

I 

zu 1. 

Die Gemeinde ist davon ausgegangen, dass der Nachweis im Rahmen des Verfahrens 

erbracht wurde, dass es aufgrund der Planänderung zu keinen Veränderungen oder 

Störungen kommt, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung des SPA-Gebietes 

„Schweriner Seen“ führen können sowie das sich keine Auswirkungen auf die Schutz- 

und Erhaltungsziele des FFH-Gebietes „Schweriner Außensee und angrenzende Wälder 

und Moore“ ergeben werden. Dieser Nachweis ist im Rahmen des Abwägungsprozesses 

erfolgt. Abstimmungen mit der Naturschutzbehörde sind erfolgt. Die konkreten 

Zielsetzungen auch in Bezug auf Kapazitäten wurden nochmals ergänzt und bei den 

Unterlagen genutzt. Die erstellten Unterlagen werden für das erneute 

Beteiligungsverfahren genutzt. Aufgrund der Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfungen 

konnte das Verfahren nach § 13a BauGB geführt werden. Die Nachweise für die SPA- 

und FFH-Verträglichkeit wurden geführt. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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I 

 

 

 

 

 

zu 2. 

Die Gemeinde Bad Kleinen nimmt zur Kenntnis, dass mit der 1. Änderung des B-Planes 

dem Entwicklungsgebot entsprochen wurde. Eine Berichtigung des 

Flächennutzungsplanes ist nicht erforderlich. 

 

zu 3. 

Die Gemeinde hat sich mit den festgesetzten Gemeinschaftsstellplätzen und 

Gemeinschaftsgaragen nochmals beschäftigt. Es handelt sich hierbei um eine Fläche von 

90 m mit einer Tiefe von 3,00 m, die eine Errichtung von Garagen in städtebaulich 

geordneter Weise nicht uneingeschränkt ermöglicht. Die Gemeinde hält an ihren 

planerischen Zielvorstellungen fest, für die Grundstücke A–F neben dem Stellplatz auf 

dem Ferienhausgrundstück noch zusätzlich eine Garage auf einer dafür festgesetzten und 

zugeordneten Fläche errichten zu können. Auf den einzelnen Ferienhausgrundstücken ist 

ein Stellplatz zulässig. Das sieht die Gemeinde als städtebaulich erforderlich an. Gemäß 

den derzeitigen Entwicklungen im Tourismus und insbesondere in den 

Binnenlandregionen beabsichtigt die Gemeinde für einen Teilbereich des 

Ferienhausgebietes neben dem Stellplatz auf dem Grundstück zusätzlich eine 

verschließbare Garage zu regeln.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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weiter zu 3. 

Diese Festsetzung trifft einen untergeordneten Teilbereich des Gebietes und soll 

gewährleisten, dass durch die zusätzliche verschließbare Garage ein gehobener Standard 

an Ferienhäusern angeboten wird. Grundsätzlich sind in einem Ferienhausgebiet 

Stellplätze und Garagen für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf 

zulässig. In einem Ferienhausgebiet an einem Binnensee geht die Gemeinde davon aus, 

dass ggf. ein Personenkreis mit Booten ohne eigenen Liegeplatz die Freizeit dort 

verbringen möchte und somit eine zusätzliche Abstellmöglichkeit für ein Boot mit einem 

entsprechenden Sicherheitsbedürfnis (abschließbare Garage) besteht. Die Garage kann 

ebenso zum Verschluss z.B. von hochwertigen Fahrrädern oder einer Angelausrüstung 

dienen. Garagen sind im Plangeltungsbereich ansonsten für die Ferienhausgebiete 

unzulässig. Dies entspricht auch den städtebaulichen Zielsetzungen der Gemeinde für ein 

Sondergebiet, das der Erholung dient. In der Tourismuskonzeption „Schweriner Seeufer“ 

Gallentin 2015 wird der Tourismus als Wirtschaftszweig  und zukunftsweisende 

Dienstleistungsbranche dargestellt. Hierbei ist auf nachhaltiges qualitatives Wachstum zu 

orientieren. Unter diesen Zielsetzungen hat die Gemeinde die Überlegung getroffen, für 

die mit A–F bezeichneten Grundstücke die Zulässigkeit jeweils einer Garage auf dem 

Baugrundstück noch zuzulassen. Aufgrund der Zuschnitte der Baugrundstücke ist dieser 

Ansatz nicht weiter verfolgt worden. Insbesondere städtebauliche Gründe der 

Baugestaltung und des Ortsbildes unter Beachtung der geplanten Grundstücksaufteilung 

sprechen gegen die Anordnung von Garagen auf den Baugrundstücken. Die Garagen 

müssten teilweise vor dem Hauptbaukörper angeordnet werden, was sich störend auf das 

zukünftige Ortsbild auswirken würde. Darüber hinaus sollen die Vorgartenbereiche von 

Stellplätzen und Garagen im Plangebiet freigehalten werden. Somit sollen für 6 

Baugrundstücke (A–F) auf dem direkt gegenüberliegenden Grundstück 6 Garagen 

errichtet werden können. Die Flächen werden entsprechend der Anzahl der bevorteilten 

Grundstücke genau bestimmt und es wird eine eindeutige Zuordnung A-A‘ usw. 

vorgenommen. Damit lässt sich eine Zuordnung zweifelsfrei herstellen und auf eine 

Abgrenzungslinie wird verzichtet. Im Plangebiet besteht nunmehr die Möglichkeit 6 

Garagen, die in ihrer Lage und Fläche genau bestimmt werden und dem jeweiligen 

Ferienhausgrundstück zugeordnet werden, zu errichten. Diese Möglichkeit stellt für einen 

Teilbereich des Plangebietes einen qualitativ höherwertigen Bereich dar und somit stellt 

die Gemeinde sicher, Ferienhausgrundstücke für unterschiedliche Ansprüche vorzuhalten. 

Das städtebauliche Ziel besteht nicht in der Errichtung von einem Winterlager für Boote 

sondern in der Ausweisung von Ferienhausgrundstücken mit einem zusätzlichen Bedarf 

an einer verschließbaren Unterstellmöglichkeit für z.B. Boote. Es handelt sich hierbei um 

private Anlagen, die dem zugeordneten Kreis von Eigentümern gehören. Die anteilige 

Grundstücksfläche ist bei der Berechnung der GRZ des jeweiligen Grundstücks mit zu 

beachten.  
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zu 4. 

Als Kartengrundlage für den Änderungsbereich dient ein Lage- und Höhenplan vom 

Vermessungsbüro Lothar Bauer – Kerstin Siwek ÖbIV mit dem Höhenbezugssystem HN 

76. Die Neuvermessung hat die Gemeinde als erforderlich erachtet, um rechtssicher die 

zukünftigen Festsetzungen treffen zu können und gegebene Veränderungen auf der Fläche 

beachten zu können. Die Gemeinde hat sich mit den Baugrenzen und dem 

Böschungsverlauf beschäftigt und verschiebt die östliche Baugrenze um 1,50 m von der 

Böschungskante in westliche Richtung. Die Fläche und die Böschung werden als 

Anpflanzfläche festgesetzt, so dass eine Distanzfläche zu der vorhandenen Böschungskante 

entsteht. Für den westlichen Böschungsverlauf trifft die Gemeinde analoge Festsetzungen. 

Die Baugrenze wird um 1,50 m von der Böschungskante in östliche Richtung verschoben 

und es werden ebenso Anpflanzflächen festgesetzt. Die vorhandene Böschung innerhalb der 

Bauflächen auf dem südlichen Teil des Sonstigen Sondergebietes SOFH1 wird im Zuge der 

erforderlichen Bodenschutzmaßnahmen durch den Erschließungsträger angeglichen. Die 

ggf. erforderlichen Genehmigungen sind hierzu zu beantragen.  

Die Festsetzungen zu den Baugrenzen wurden innerhalb der Böschungsbereiche teilweise 

reduziert. Im westlichen Bereich des Plangeltungsbereiches dient die Böschung gleichzeitig 

der Abschirmung des Plangebietes zur Planstraße B – Straße „Am See“ und zur 

angrenzenden allgemeinen Wohnnutzung. 

 

zu 5. 

Die Planstraße B wird als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. 

 

zu 6. 

Der Vorhabenträger hat das Erschließungskonzept überarbeitet und verzichtet auf die 

geplanten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte im Gebiet SO-FH1 zur Erschließung der 

Hinterliegergrundstücke. Es wurden andere Grundstückszuschnitte gewählt. Darüber hinaus 

wird die geplante private Erschließungsstraße mit der erforderlichen Wendeanlage nicht wie 

ursprünglich beabsichtigt bis in die nördliche Spitze des Plangebietes geführt sondern 

verkürzt. Die Grundstücke A bis E sollen nunmehr über Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

erschlossen werden. Die örtliche Vorflut und die geplante öffentliche Schmutzwasserleitung 

können nach Abstimmung mit dem Vorhabenträger innerhalb der Geh-, Fahr- und 

Leitungsrechte verlegt werden bzw. verbleiben. Die öffentlich-rechtliche Sicherung dieser 

Leitungen bleibt davon unbenommen. Der Gemeinde ist bekannt, dass durch die 

Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB nur die 

Rechte geschaffen werden, das Grundstück so zu nutzen. Diese Rechte müssen wie 

dargestellt über eine öffentlich-rechtliche Baulast oder eine privatrechtliche 

Grunddienstbarkeit noch vertraglich geschaffen werden. Die städtebauliche Ordnung wird 

durch die so gewählte Erschließungsmöglichkeit nicht gestört. Die Gemeinde ist nicht 

Grundstückseigentümer der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belasteten Flächen im 

Plangebiet, so dass die Hinweise zum Umgang mit den Flächen in der Begründung ergänzt 

werden. Das im südlichen Bereich des Plangebietes festgesetzte Geh-, Fahr- und 

Leitungsrecht dient der Sicherung des Gewässers II. Ordnung und wurde zugunsten des 

Wasser- und Bodenverbandes festgelegt. Eine Umverlegung ist nicht beabsichtigtes Ziel.   

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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zu 7. 

Die Gemeinde hat sich mit der beabsichtigten inneren Erschließung des Änderungsbereiches 

auseinandergesetzt. Der Änderungsbereich wird südlich und südwestlich durch die öffentliche 

Straße „Am See“ begrenzt und über diese auch an das gemeindliche Verkehrsnetz angebunden. 

Die geplante innere Erschließung des Gebietes soll über private Verkehrsflächen und in den 

Randbereichen über Geh-, Fahr- und Leitungsrechte erfolgen. Die Festsetzung privater 

Verkehrsflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB ist regelmäßig nur dann gegeben, wenn die 

notwendigen Erschließungsanlagen lediglich einer überschaubaren Zahl unmittelbarer Anlieger 

dienen. Dies ist für den Änderungsbereich zutreffend. Eine Benutzung durch die Allgemeinheit 

kann aus der Struktur des Gebietes heraus bereits ausgeschlossen werden. Es besteht keine 

Möglichkeit, Durchgangsverkehre oder Ziel- und Quellverkehre der umliegenden Bereiche 

aufzunehmen. Eine verbindende Durchfahrt in angrenzende Baugebiete ist städtebaulich nicht 

vorgesehen. Die geplante private Erschließungsstraße ist als „Sackgasse“ mit einer 

Wendeanlage konzipiert. In Weiterführung der Wendeanlage werden über Geh-, Fahr- und 

Leitungsrechte die nördlichen 5 Ferienhausgrundstücke angebunden. Insgesamt werden 18 

Ferienhausgrundstücke mit je einer zulässigen Wohneinheit erschlossen. Die private 

Erschließungsstraße hat darüber hinaus keine weitergehende Funktion. Die Wendeanlage wird 

als einseitige Wendeanlage für Fahrzeuge bis 10,00 m Länge für ein dreiachsiges Müllfahrzeug 

(RASt 06, Bild 59) ausgebildet. Die Fahrzeugüberhänge werden innerhalb der privaten 

Verkehrsflächen beachtet. Mit der Festsetzung einer privaten Verkehrsfläche kann auch die 

Ausgestaltung der Wendeanlage eindeutig sichergestellt werden. Im südlichen Bereich des 

Änderungsbereiches wird im Einmündungsbereich der Straße „Am See“ die Erschließung des 

Sondergebietes Beherbergung und touristische Infrastruktur über eine private Verkehrsfläche 

sichergestellt. Die vorhandenen Ferienwohnungen werden über daran anschließende Geh-, 

Fahr- und Leitungsrechte angebunden. Städtebaulich wird die innere Erschließung als 

verkehrsberuhigter Bereich mit der Zweckbestimmung einer Mischverkehrsfläche festgesetzt. 

Innerhalb der Mischverkehrsfläche ist eine gleichberechtigte Nutzung durch Fußgänger, 

Radfahrer und Kraftfahrzeuge gewährleistet. Gleichzeitig erfüllt diese Fläche eine gewisse 

Aufenthaltsfunktion. Die Befahrbarkeit der Privatstraßen und auch die Flächen mit Geh-, Fahr- 

und Leitungsrechten zur Erschließung der nördlich und östlich gelegenen Ferienhäuser mit 

Rettungs- und Feuerwehrfahrzeugen ist zu sichern und bei der Herstellung der 

Erschließungsanlagen zu beachten. Die privaten Verkehrsflächen für die innere Erschließung 

werden für die Planstraße „C“ in einer Breite von 6,00 m festgesetzt, ebenso die Weiterführung 

der nördlich anschließenden Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten. Für die Planstraße 

„D“ wird eine Breite von 5,00 m festgesetzt, ebenso die Weiterführung der östlich 

anschließenden Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten. Die festgesetzten Breiten der 

privaten Verkehrsflächen und der Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten gewährleisten 

die Aufnahme der neu zu verlegenden Schmutzwasserleitung, die Sicherung und Sanierung des 

Gewässers II. Ordnung sowie die Aufnahme weiterer Leitungen von Trägern der Ver- und 

Entsorgung. Die städtebauliche Ordnung wird durch die so gewählte Erschließungsmöglichkeit 

nicht beeinträchtigt. Die Gemeinde hat geprüft, dass der Vorhabenträger in der Lage ist, die für 

die Erschließung festgesetzten Flächen zu unterhalten und zu pflegen. Die Hinweise zum 

Umgang mit Privatstraßen im Rahmen der gesicherten Erschließung werden in der Begründung 

ergänzt.  

 

Zu berücksichtigen. 
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zu 8. 

Die rechtlichen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung 

ergänzt. Die Hinweise zu Erschließung der durch Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

erschlossenen rückwärtigen Baugrundstücke sowie der durch die Privatstraße 

erschlossenen Baugrundstücke sind im nachgelagerten Bauantragsverfahren zu beachten; 

gleiches gilt für genehmigungsfreie Vorhaben im Rahmen der gesicherten Erschließung. 

Die notwendigen Ausführungen dazu erfolgen in der Begründung. Die Festsetzung des 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes zugunsten des Wasser- und Bodenverbandes dient der 

Sicherung der vorhandenen Leitung (verrohrtes Gewässer II. Ordnung) und ist bei 

Verkauf des Grundstücks zu beachten. Eine Umverlegung der Leitung kommt aufgrund 

ihrer Weiterführung und Funktion derzeit nicht in Betracht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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zu 9. 

Der Rechtsbezug für die Sonstigen Sondergebiete B+I wird angepasst. Es gilt § 11 Abs. 2 

BauNVO. 

 

zu 10. 

Die Gemeinde hat sich mit der Zahl der Vollgeschosse im SO-FH2-Gebiet nochmals 

beschäftigt. Ursprüngliches Ziel war es, ggf. bei der Errichtung von zweigeschossigen 

Gebäuden den Blick auf den Schweriner See noch zu ermöglichen. Sowohl die Gemeinde als 

auch der Vorhabenträger haben sich mit der Geschossigkeit im Plangebiet nochmals 

auseinandergesetzt und verzichten zugunsten eines ruhigen Ortsbildes – oder -  eines 

städtebaulichen gesamtheitlichen Erscheinungsbildes (Verzicht auf Sprünge in den Traufen) auf 

die Möglichkeit im Plangebiet auch zweigeschossige Gebäude zu errichten. 

Die Zweigeschossigkeit und damit verbunden die Zulässigkeit von Flachdächern und 

flachgeneigten Pultdächern ist nicht mehr Ziel der Gemeinde. 

 

zu 11. 

Unter Berücksichtigung des Wegfalls der Zweigeschossigkeit ist für die Gemeinde die 

Erhöhung der Maßbestimmungsfaktoren in den Gebieten SO-FH1 und SO-FH2 nur in der 

THmax und der Dachneigung gegeben. Bei vollständiger Ausnutzung der 

Maßbestimmungsfaktoren zur Höhe der baulichen Anlagen würde sich eine Veränderung in der 

Firsthöhe ergeben. Ursprünglich waren die Gebäude durch die Traufhöhe von 3 m und die 

Dachneigung von 30 Grad begrenzt. Nunmehr ergeben sich größere Gebäudehöhen, da auch die 

Dachneigungen bis zu 50 Grad zulässig sind. Die Auswirkungen auf das Landschaftsbild 

bleiben jedoch durch die tiefere Lage im Vergleich zu dem bereits realisierten Wohngebiet 

hinter den Auswirkungen des Wohngebietes auf die umgebende Landschaft zurück. Die 

Festsetzungen für die Ferienhausgebiete entsprechen den Maßfestsetzungen der angrenzenden 

WA-Gebiete, die bei der hier vorzunehmenden Beurteilung des Landschaftsbildes aufgrund des 

höher gelegenen Geländes prägend sind. Die Höhenentwicklung des Ferienhausgebietes wurde 

an die Umgebungsbebauung auch unter dem Gesichtspunkt, dass eine ganzjährige Nutzung 

entsprechend dem Tourismuskonzept angestrebt wird, angepasst. Die Gemeinde geht für das 

Ferienhausgebiet aufgrund seiner Lage und ganzjährigen Nutzung davon aus, wie in der 

Rechtsprechung auch anerkannt, dass die Anforderungen und Mindeststandards der geplanten 

Ferienhäuser an die von Wohnhäusern in einem allgemeinen Wohngebiet heranreichen können. 

Die möglichen Auswirkungen auf das Landschaftsbild wurden durch die Reduzierung der 

Geschossigkeit auf die Festsetzungen des Ursprungsplanes reduziert. Bereits im Ursprungsplan 

wurden die Auswirkungen auf das Landschaftsbild beurteilt und festgestellt, dass mit der 

Neuordnung des Gebietes Verbesserungen zu erwarten sind, da sich der damalige und teilweise 

gegenwärtige ruinöse Zustand negativ auf die Wahrnehmbarkeit und Erlebbarkeit der 

Landschaft ausgewirkt hat. Die Höhenentwicklung entspricht der des höher gelegenen 

angrenzenden Wohngebietes und zur zusätzlichen Einbindung in die Landschaft wurden am 

östlichen und westlichen Plangebietsrand die Baugrenzen verkleinert, um Anpflanzungen 

vornehmen zu können. Insgesamt können die Auswirkungen auf das Landschaftsbild unter 

Berücksichtigung der Tourismusentwicklung und der bereits vorhandenen Wohnbebauung als 

nicht erheblich eingeschätzt werden.  

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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weiter zu 11. 

Die Änderung der Maßbestimmungsfaktoren hinsichtlich der Höhe der baulichen Anlagen 

und der Dachneigung wird mit 0,5 m von 3,50 m auf 4,00 m und um 5° Dachneigung von 

45 ° auf 50 ° im Baugebiet SO4B+I wird aus Sicht der Gemeinde als unerheblich 

eingeschätzt. Eine Änderung der Maßbestimmungsfaktoren hinsichtlich der Höhe der 

baulichen Anlagen und der Dachneigung ist für das Gebiet SO5B+I nicht erfolgt; die 

Festsetzungen entsprechen dem genehmigten Ursprungsplan. 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 12. 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,3 in den Sondergebieten SO1-FH und SO2-FH in 

Verbindung mit der Beschränkung der Zahl der Wohnungen auf eine Wohneinheit je 

Einzelhaus entspricht der Festsetzung des genehmigten Ursprungsplanes. Eine Änderung 

erfolgte diesbezüglich nicht. Somit war die städtebauliche Erforderlichkeit dieser 

Festsetzung bereits mit dem Ursprungsplan gegeben. Im Baugesetzbuch wurde mit der 

Novelle 2011 im § 1 Abs. 5 Satz 2 die sogenannte Klimaschutzklausel verankert. Im Sinne 

einer klimagerechten Stadtentwicklung sollen Bauleitpläne gemäß § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB 

unter anderem dazu beitragen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 

1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die 

dem Klimawandel entgegenwirken als auch durch solche, die der Anpassung an den 

Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

Somit hat sich die Gemeinde mit den Erfordernissen des Klimaschutzes auf der Ebene des 

B-Planes, hier im Rahmen der 1. Änderung beschäftigt. Die vorliegende Planung leistet 

durch die Wiedernutzbarmachung und städtebauliche Neuordnung einer Fläche (ehemaliges 

Kinderferienlager) in landschaftlich reizvoller Lage in einem Erholungsraum einen Beitrag 

zur Minimierung des Flächenverbrauchs durch Vermeidung von Neuversiegelungen im 

Außenbereich. Im Rahmen der 1. Änderung des B-Planes wurden keine Festsetzungen zur 

Nutzung regenerativer Energien getroffen. Die Bebauungsplanänderung schließt eine 

Nutzung regenerativer Energien und sonstige Maßnahmen zum Klimaschutz weder aus 

noch erschwert sie diese in maßgeblicher Weise. Die planungsrechtlichen Festsetzungen 

geben hinreichend Spielräume zum Einsatz regenerativer Energien. Die Vergrößerung der 

Baugrenzen mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A der Gemeinde Bad Kleinen 

ermöglicht z.B. eine Südausrichtung der Gebäude, so dass hier z.B. die Nutzung von 

Solarenergie gegeben ist. Die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung werden 

somit angemessen berücksichtigt. Die Belange des Klimaschutzes werden ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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zu 13. 

Die Ergänzung der textlichen Festsetzungen wird vorgenommen. 

 

zu 14. 

Die Gemeinde hat sich mit den städtebaulichen Zielsetzungen in dem Bereich für 

Beherbergung und Infrastruktur auseinandergesetzt. Für den bisher nicht bebauten 

Bereich wird eine Festsetzung getroffen, die auch eine Durchmischung sichert. Die 

textliche Festsetzung wird dahingehend ergänzt, dass Ferienwohnungen auf maximal 50 

% der Geschossfläche der Sonstigen Sondergebiete SO3B+I und SO4B+I zulässig sind. 

Die Geschossfläche ist hierbei nach den Außenmaßen des Gebäudes in allen 

Vollgeschossen zu ermitteln. Zur Gewährleistung der Durchmischung erfolgt darüber 

hinaus die Teilung des Gebietes SO5B+I in die Teilflächen TF1 und TF2. Die bisher noch 

nicht realisierte Bebauung auf der Teilfläche 2 soll ausschließlich für Infrastruktur 

vorgehalten werden. Dies wird über die textlichen Festsetzungen geregelt.  

 

zu 15. 

Die Festsetzung zur Begrenzung der Verkaufsraumfläche auf 200 m² wurde aus dem 

genehmigten Ursprungsplan übernommen. Die Begrenzung der Verkaufsraumfläche ist 

aus städtebaulichen Gründen unter Beachtung der tatsächlichen Ausnutzbarkeit der 

Grundstücke nicht gerechtfertigt, da ein derartiger Baukörper mit dem entsprechenden 

Stellplatznachweis ohnehin im Plangebiet nicht realisiert werden kann. Die Festsetzung 

ist städtebaulich nicht mehr begründet und wird ersatzlos gestrichen. 

 

zu 16. 

Die Festsetzung wird in Anlehnung an § 8 BauNVO präzisiert und in der Begründung 

erläutert. 

 

zu 17. 

Die Gemeinde hat die Festsetzung zur Überschreitung der Baugrenzen entsprechend dem 

genehmigten Ursprungsplan übernommen. Die städtebauliche Erforderlichkeit sieht die 

Gemeinde nach den ausführlichen Darlegungen der Stellungnahme nicht mehr als 

gerechtfertigt an, zumal gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO ein Vortreten von Gebäudeteilen in 

geringfügigem Ausmaß zugelassen werden kann. Damit sieht die Gemeinde ihre 

städtebaulichen Zielsetzungen als gesichert und die Festsetzung wird ersatzlos gestrichen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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zu 18. 

Die Gemeinde hat sich mit den städtebaulichen Zielsetzungen zur Regelung der 

Nebenanlagen beschäftigt. Die Zulässigkeit von Nebenanlagen nur in den Baugebieten 

SO1 bis SO4 auf die überbaubaren Grundstücksflächen zu reduzieren und für das SO5 

eine andere Regelung zu treffen ist nicht städtebaulich begründbar. Das städtebauliche 

Ziel besteht darin, zwischen straßenseitiger Baugrenze und der angrenzenden 

Erschließungsfläche, also im sogenannten Vorgartenbereich, keine Nebenanlagen und 

Nebengebäude zuzulassen. 

Nebenanlagen sind gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen zulässig, jedoch nicht zwischen straßenseitiger Baugrenze und der 

nächstgelegenen Straßenbegrenzungslinie. 

Anlagen für Abfallbehälter sind von diesen Festsetzungen ausgenommen. 

Hierbei wird der Hinweis beachtet, die Nebenanlagen zu präzisieren und Nebengebäude 

innerhalb der Ferienhausgebiete festzusetzen. Für die Ferienhausgebiete erfolgt zusätzlich 

noch eine Größenbeschränkung. Die erachtet die Gemeinde als ausreichend, da je 

Ferienhausgrundstück nur eine Ferienwohnung zulässig ist. 

 

zu 19. 

Die Gemeinde hat sich mit den städtebaulichen Zielsetzungen zur Regelung der 

Stellplätze und Garagen beschäftigt. Das städtebauliche Ziel besteht darin, zwischen 

straßenseitiger Baugrenze und der angrenzenden Erschließungsfläche, also im 

sogenannten Vorgartenbereich, keine Stellplätze zuzulassen. Stellplätze sind somit 

außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, jedoch nicht zwischen 

straßenseitiger Baugrenze und der nächstgelegenen Straßenbegrenzungslinie. 

Die Festsetzung 6.2 wird rechtseindeutig wie folgt formuliert: 

„Stellplätze im Sinne des § 12 BauNVO sind im Geltungsbereich der 1. Änderung des 

Bebauungsplanes zwischen straßenseitiger Baugrenze und nächstgelegener 

Straßenbegrenzungslinie bzw. nächstgelegener Erschließungsfläche unzulässig. 

Überdachte Stellplätze sind unzulässig. Garagen im Sinne des § 12 BauNVO sind nur auf 

den dafür festgesetzten Flächen zulässig.“ Gemäß § 12 Abs. 2 BauNVO erfolgt eine 

Einschränkung der allgemeinen Zulässigkeit von Garagen und Stellplätzen für 

Wohnbaugebiete und Sondergebiete, die der Erholung dienen von sich aus. Es handelt 

sich hierbei um eine abstrakte Einschränkung. Eine rein zahlenmäßige Beschränkung je 

Baugrundstück ist unzulässig (vgl. Fickert/Fieseler, Kommentar BauNVO, 11. Auflage 

2008, § 12 RN 7). Die Einschränkung erfolgt für Sondergebiete, die der Erholung dienen, 

somit durch den verursachten Bedarf, der auf eine Wohnung je Einzelhaus begrenzt ist. 

Eine weitergehende Festsetzung trifft die Gemeinde lediglich für die städtebaulich 

gewollten Garagen. Die Festsetzung 6.3 ist gemäß den vorher getroffenen Aussagen zur 

Zuordnung der Garagen wie folgt zu präzisieren: „In dem Ferienhausgebiet SO1/ FH sind 

Garagen nur auf den dafür festgesetzten Flächen und für die zugeordneten 

Baugrundstücke A-F zulässig.“ 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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zu 20. 

Die gestalterischen Festsetzungen entsprechen denen des genehmigten Ursprungsbebauungsplanes. Eine 

Änderung der Festsetzung ist mit der 1. Änderung des B-Planes nur hinsichtlich der zulässigen Dachformen 

erfolgt. Die Gemeinde wird die gestalterischen Festsetzungen auf ihre Erforderlichkeit prüfen und begründen. 

Die Festsetzung II.1 wird entsprechend dem Ursprungsplan auf die Zulässigkeit von Sattel-, Walm oder 

Krüppelwalmdächern zurückgeführt. 

Die Berücksichtigung der unterschiedlichen Traufe von Krüppelwalmdächern wird in der Maßfestsetzung zur 

Höhe der baulichen Anlagen ergänzt; unterschiedliche Traufen sind zu berücksichtigen. 

Die Festsetzung II.2 wird entsprechend dem Ursprungsplan beibehalten. Für die Dacheindeckung wird 

entsprechend der aktuellen Rechtsprechung jeweils ein Farbspektrum festgesetzt. Reetdächer sind nicht Ziel 

der Gemeinde und werden deshalb nicht als zulässig festgesetzt. 

Die Festsetzung II.3 wird entsprechend dem Ursprungsplan beibehalten. 

Die Festsetzung II.4 wird beibehalten und entsprechend angepasst. Die Festsetzung würde dann lauten: 

„Liegende Dachfenster sind nur auf den der jeweiligen Erschließungsstraße abgewandten Gebäudeseite 

zulässig.“ 

Dies würde dann für die Grundstücke, die über die private Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 

angebunden werden, ohne Belang sein.  

Die Festsetzung II.5 wird entsprechend dem Ursprungsplan beibehalten. 

Die Festsetzung II.6 wurde geprüft und wird gestrichen. 

Die Festsetzung II.7 wurde geprüft und wird gestrichen. Eine städtebauliche Erforderlichkeit dieser 

Festsetzung ist nicht darstellbar. 

Die Festsetzung II.8 wird entsprechend dem Ursprungsplan beibehalten. 

Die Festsetzung II.9 wurde überprüft und wird wie folgt ergänzt: 

„Einfriedungen sind zum öffentlichen Bereich bzw. zu sonstigen Erschließungsflächen als Hecke mit einer 

maximalen Höhe von 1,20 m auch in Verbindung mit einem Maschendrahtzaun sowie als Zäune mit 

senkrechter Lattung, Natursteinmauern und als Zäune mit gemauerten Pfeilern und Feldern mit Lattung 

zulässig.“ 

Die Festsetzung II.10 wird entsprechend dem Ursprungsplan beibehalten. 

Die Festsetzung II.11 wird wie folgt präzisiert: 

„Innerhalb der Sonstigen Sondergebiete SOFH1 bis SOFH2 ist je Ferienwohnung mindestens ein PKW-

Stellplatz zu errichten.“ 

Die Festsetzung der Anzahl der PKW-Stellplätze erfolgt hier im Rahmen der örtlichen Bauvorschriften und 

ist somit zulässig. Auf eine Regelung der Größe des Stellplatzes wird verzichtet. Im Allgemeinen ist davon 

auszugehen, dass 1 Stellplatz zur Aufnahme eines PKW vorgesehen ist, sonst wäre ggf. eine Stellplatzanlage 

gemeint. Eine Übereinstimmung der Anzahl der Stellplätze wird zur planungsrechtlichen Festsetzung Nr. 6.2 

nicht hergestellt, da die Festsetzung der Anzahl der Stellplätze je Baugrundstück nicht als zulässig erachtet 

wird. 

Zu II.12: 

Die Standorte für Abfallbehälter werden in der Planzeichnung dargestellt. Maßgeblich betrifft es die 

Grundstücke, die über Geh-, Fahr- und Leitungsrechte erschlossen werden. Für die bereits bebauten 

Grundstücke im Gebiet SO5B+I können die Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück untergebracht 

werden und am Entsorgungstag an der Straße „Am See“ bereitgestellt werden. Mit Realisierung der 

Erschließung sind dann die dafür vorgesehenen und noch zu errichtenden Müllbehältersammelplätze zu 

nutzen. Die Standorte für Abfallbehälter werden hierfür festgesetzt. 

 

Zu 

berücksichtigen. 
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zu 21. 

Die Festsetzung entspricht der getroffenen Festsetzung aus dem genehmigten 

Ursprungsplan. Die Gemeinde hat sich mit dem Anpflanzen von Gehölzen insbesondere 

mit Sichtschutzfunktion auseinandergesetzt und ist der Auffassung, dass es sich hierbei 

um eine Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB handelt –  

a) das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen. 

Die Festsetzung ermöglicht gezielt Festsetzungen über die Begrünung der bebauten und 

nicht bebauten Bereiche aus städtebaulichen Gründen treffen zu können. Die Festsetzung 

dient aus städtebaulichen Gründen einer Abschirmung der bebauten und genutzten 

Terrassenbereiche. Die angestrebte Sichtschutzfunktion als Abschirmung für Teile 

baulicher Anlagen (hier Terrassen) ist ein städtebaulicher Grund, der eine Festsetzung der 

Anpflanzungen gerechtfertigt. Durch diese Festsetzung werden Neupflanzungen 

vorgesehen. Die Festsetzung wird rechtseindeutig wie folgt formuliert: 

„Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 25a BauGB insbesondere mit Sichtschutzfunktion sind an den Terrassenbereichen der 

Gebäude anzuordnen. Die Gehölzauswahl ist nicht an standortheimische Arten 

gebunden.“ 

 

zu 22. 

Der Gewässerschutzstreifen wird an die aktuelle Rechtslage angepasst. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

zu 23. 

Das Erschließungskonzept wurde mit dem Zweckverband in Abstimmung mit dem 

Wasser- und Bodenverband geändert. Die im Plangebiet vorhandenen Schmutz- und 

Regenwasserleitungen sollen zurückgebaut bzw. stillgelegt werden. In die private 

Erschließungsstraße und in die nördlich daran angrenzenden, festgesetzten GFL-Rechte 

werden die Leitungen des Zweckverbandes Wismar verlegt. Es handelt sich um den 

Schmutzwasserhauptkanal und die Verlegung der Trinkwasserleitung. Mit dem 

Erschließungsträger wird eine Erschließungsvereinbarung hierzu abgeschlossen. Die 

Entsorgung des Oberflächenwassers erfolgt über das zu sanierende Gewässer II. Ordnung, 

welches sich in der privaten Erschließungsstraße und in den nördlich und südlich daran 

angrenzenden, festgesetzten GFL-Rechte befindet. Die entsprechenden Abstimmungen 

wurden mit dem Wasser- und Bodenverband geführt. Die notwendigen Genehmigungen 

der unteren Wasserbehörde sind vor Satzungsbeschluss erforderlich. Die Stellungnahme 

der unteren Wasserbehörde wurde in die Abwägung eingestellt (siehe dort). 

 

zu 24. 

Das Sonstige Sondergebiet SO4B+I wird begrenzt durch die vorhandene öffentliche 

Straße „Am See“ und weiter im südlichen und östlichen Bereich durch die noch zu 

realisierende private Erschließungsstraße Planstraße C. Aus Sicht der Gemeinde ist für 

das Sonstige Sondergebiet SO4B+I sowohl die Erschließung als auch die Entsorgung 

gesichert. Die Gemeinde geht davon aus, dass hier die Schmutz- und 

Oberflächenwasserentsorgung sowie die Abfallentsorgung gemeint sind. Aus Sicht der 

Gemeinde ist der Nachweis bereits durch die Lage des SO4B+I-Gebietes angrenzend an 

drei Erschließungsanlagen erbracht. 

 

zu 25. 

Die Begründung wird ergänzt. 

 

zu 26. 

Die Begründung wird mit den Festsetzungen in Übereinstimmung gebracht. 

 

Zu 27. 

Im Gliederungspunkt 9.2 der Begründung wird die Festsetzung der Bauweise behandelt. 

Die inhaltlichen Aussagen der Stellungnahme beziehen sich hier jedoch auf Festsetzungen 

zur Art der baulichen Nutzung, die bereits unter Sachpunkt 14 dieser Abwägung 

behandelt und berücksichtigt wurden. Die Begründung wird diesbezüglich ohnehin 

ergänzt. 

 

zu 28. 

Die Belange des Klimaschutzes wurden unter Sachpunkt 12 dieser Abwägung umfassend 

behandelt. Die Begründung wird um die Darlegungen ergänzt. Die Gemeinde hat sich im 

Rahmen der Bebauungsplanänderung mit den Erfordernissen des Klimaschutzes im 

Rahmen der Abwägung auseinandergesetzt. 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 29. 

Die Gemeinde hat sich mit den touristischen Kapazitäten und den zukünftigen 

Kapazitäten sowie den damit verbundenen Auswirkungen insbesondere auf das SPA-

Gebiet „Schweriner Seen“ und das FFH-Gebiet „Schweriner Außensee und angrenzende 

Wälder und Moore“ auseinandergesetzt (vgl. C4, Sachpunkt 5. dieser Abwägung). Im 

weiteren hat sich die Gemeinde mit der Tourismusentwicklung in der 

Tourismuskonzeption „Schweriner Seeufer“ Gallentin 2015 beschäftigt. Der Standort 

eignet sich besonders für einen Natururlaub. Gallentin bietet mit dem Gelände am Seeufer 

des Schweriner Außensees ideale Voraussetzungen dafür, ebenso für Radfahrer sowie 

Angel- und Wassersporturlauber. Die Standortfaktoren Natur- und Wassernähe sowie der 

Anschluss an die regionalen und überregionalen Rad-, Wasser- und Wanderwegenetze 

sollen genutzt werden, um die Entwicklung des Tourismus als Wirtschaftszweig in der 

Gemeinde zu stärken. 

 

J 

 

 

 

zu 1. 

Die Darstellung der Planungsabsicht nimmt die Gemeinde zur Kenntnis. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2. 

Die Darstellungen zur Entwicklung des Tourismus in der Gemeinde Bad Kleinen werden 

in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 3. 

Die Darstellungen zur Eignung und Bedeutung des Standortes für die 

Tourismusentwicklung werden in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4. 

Siehe Sachpunkt 14 in der Stellungnahme des Fachdienstes Bauordnung und Planung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

zu II.1a. 

Eine gleichlautende Stellungnahme wurde unter II.1 J, lfd. Punkte 1-4 dieser 

Abwägungsdokumentation im Rahmen der Gesamtstellungnahme des Landkreises 

Nordwestmecklenburg behandelt. Siehe dort. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2015-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ der Gemeinde Bad Kleinen  

 36 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

  



Anlage 1 zum Beschluss 2015-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ der Gemeinde Bad Kleinen  

 37 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Ergänzungen und Präzisierungen der Stellungnahme werden nachfolgend behandelt. 

 

zu 2. 

Für die benannten Grundstücke (Fläche AA) dargestellt auch in der Anlage zu dieser 

Stellungnahme wird eine Fläche für Aufschüttungen mit der Zweckbestimmung 

„Aufschüttungsfläche“ festgesetzt und die in der Stellungnahme dargestellten Regelungen 

auf dieser Fläche werden in die textlichen Festsetzungen übernommen. 

 

zu 3. 

Die Fläche AB wird in der Planzeichnung gekennzeichnet und dargestellt. Der Umgang 

mit dieser Fläche wird als Hinweis in den textlichen Festsetzungen verankert und ist vor 

Baubeginn zu dokumentieren. 

 

zu 4. 

Die Begründung wird um die Aussagen ergänzt. 

 

zu 5. 

Die Aussagen werden Bestandteil der Begründung. 

 

 

 

 

 

 

zu 6. 

Die Karte mit der Flächendarstellung wird Gegenstand der Begründung. 

 

zu 7. 

Die Hinweise unter 3. der Ursprungstellungnahme wurden dort behandelt. 

 

zu 8. 

Der städtebauliche Vertrag zwischen Gemeinde und Vorhabenträger ist um die 

entsprechenden Aussagen zu ergänzen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 9. 

Die Abwesenheitsbenachrichtigung wird zur Kenntnis genommen. 

 

zu 10. 

Die Übergabe des Vertrages erfolgt durch die Gemeinde Bad Kleinen über die 

Amtsverwaltung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Festsetzung und der Umfang der externen Ausgleichsmaßnahme war bereits 

Gegenstand und Planinhalt der genehmigten Ursprungsplanung aus dem Jahre 2009. 

Dieses ist auch entsprechend in den Festsetzungen unter Text-Teil B der Satzung über den 

B-Plan Nr. 14A enthalten. Die Sicherung der Ausgleichsmaßnahme erfolgte über 

städtebauliche Verträge zwischen dem Vorhabenträger und der Gemeinde und ist 

abschließend geregelt. Es handelt sich hierbei um eine Sammelausgleichsfläche der 

Gemeinde Bad Kleinen. Die für externe Kompensationsmaßnahmen vorgesehenen 

Flächen sind bereits im Text-Teil B der Satzung über den B-Plan Nr. 14A berücksichtigt. 

Es handelt sich um einen genehmigten Bebauungsplan, der rechtskräftig bekannt gemacht 

worden ist. 

 

zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass kein Verfahren der Neuregelung der 

Eigentumsverhältnisse durchgeführt wird und keine Anregungen und Bedenken 

vorgetragen werden. Es ergeben sich keine abwägungsrelevanten Belange. 

 

zu 3. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine naturschutzfachlichen Belange des StALU 

berührt sind. Die anderen Naturschutzbehörden wurden beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

zu 4. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasserwirtschaftlichen Belange berührt sind. 

Es werden keine abwägungsrelevanten Belange vorgetragen. 

 

zu 5. 

Der Landkreis Nordwestmecklenburg wurde im Verfahren beteiligt. 

 

 

 

 

zu 6. 

Der Hinweis wird in den Planunterlagen ergänzt. 

 

 

 

 

zu 7. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine immissionsschutz- sowie abfallrechtlichen 

Bedenken bestehen. Es werden keine abwägungsrelevanten Belange vorgetragen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Das Bewertungsergebnis wird in der Begründung ergänzt. 

 

 

zu 2. 

Die zur Bewertung vorgelegten Unterlagen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

zu 3. 

Die raumordnerische Bewertung wird in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4. 

Der abschließende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

zu 5. 

Die Planunterlagen werden durch die Gemeinde über das Amt Dorf Mecklenburg-Bad 

Kleinen übergeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine bergbaulichen Belange berührt werden. Es 

werden keine abwägungserheblichen Belange bekannt gegeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Behörde keine Stellungnahme zu den 

eingereichten Unterlagen abgibt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt die positiven Anregungen der IHK zur Kenntnis und ist in ihren 

Planungszielen bestärkt. 

 

 

 

 

 

zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren Hinweise und Anregungen 

vorgetragen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die innerbetriebliche Struktur und die Verantwortlichkeiten werden zur Kenntnis 

genommen. 

 

zu 2. 

Vorgetragene Belange werden nachfolgend geprüft und in die Abwägung eingestellt. Eine 

prinzipielle Berücksichtigung kann nicht vorangestellt werden. 

 

zu 3. 

Die Lage des Plangebietes in Bezug auf die Bahnstrecke 6441 wird zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

zu 4. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass durch die Bebauungsplanänderung die Belange 

der Deutschen Bahn AG und ihrer Konzernunternehmen nicht berührt werden. 

 

zu 5. 

Die Gemeinde Bad Kleinen nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangeltungsbereich keine 

Flächen der DB AG befinden und keine zukünftigen Planungen im Plangebiet bekannt 

sind. 

 

zu 6. 

Es werden keine Bedenken und Anregungen vorgebracht. Abwägungsrelevante 

Sachverhalte werden nicht bekannt gegeben. 

 

zu 7. 

Die Hinweise zu Rückfragen werden zur Kenntnis genommen und bei Bedarf beachtet. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es werden keine Bedenken und Anregungen vorgebracht. Abwägungsrelevante 

Sachverhalte werden nicht bekannt gegeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2015-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ der Gemeinde Bad Kleinen  

 51 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Bedarfsangaben werden durch den Erschließungsträger ergänzt. 

 

zu 2. 

Die Versorgung mit Trinkwasser kann durch den Zweckverband Wismar sichergestellt 

werden. In weiterführenden Abstimmungen wird die Größe und Örtlichkeit des 

Anschlusspunktes für Trinkwasser festgelegt. Eine Erschließungsvereinbarung zwischen 

dem Zweckverband Wismar und dem Erschließungsträger wird vor Satzungsbeschluss 

abgeschlossen. 

 

zu 3. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Löschwasserversorgung aus dem 

Trinkwassernetz nicht möglich ist. Gemäß Ursprungsplanung wird die 

Löschwasserversorgung über natürliche Gewässer abgedeckt. Für das Plangebiet ist das 

Löschwasser aus dem Schweriner See zu entnehmen. Eine entsprechende 

Löschwasserentnahmestelle ist dort vorhanden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

zu 4. 

In nachgelagerten Abstimmungen zu dieser Stellungnahme wurde festgelegt, dass eine 

Verlegung des Schmutzwasserhauptkanals in die private Erschließungsstraße im 

Plangebiet erfolgt. An diesen Schmutzwasserhauptkanal werden ebenso die Grundstücke 

von „Ulis Kinderland“ angeschlossen, so dass der vorhandene Leitungsbestand im 

Plangebiet, der als künftig fortfallend gekennzeichnet wurde, auch künftig nicht mehr 

erforderlich ist. Die notwendigen Erschließungsvereinbarungen sind vor 

Satzungsbeschluss abzuschließen. 

 

zu 5. 

Das Abwasserpumpwerk war bereits im genehmigten Ursprungsbebauungsplan 

vorhanden und zu beachten. Die Bebauung östlich des Pumpwerkes ist bereits realisiert 

und die zukünftige Bebauung reicht nicht weiter an das Abwasserpumpwerk als die 

bereits bestehende Bebauung, so dass von keiner zusätzlichen Beeinträchtigung 

gegenüber dem Ursprungsplan auszugehen ist. Belange wurden im Verfahren nicht 

vorgetragen. Die Gemeinde hat sich mit den Auswirkungen zu Geruchs- und 

Geräuschbelästigungen beschäftigt. Eine klarstellende Stellungnahme befindet sich unter 

Sachpunkt 13a dieser Abwägung (siehe dort). 

 

zu 6. 

Vor Satzungsbeschluss ist die Erschließungsvereinbarung zwischen dem 

Erschließungsträger und dem Zweckverband Wismar abzuschließen. 

 

zu 7. 

Die Niederschlagswasserbeseitigung im Plangebiet wird in Abstimmung mit dem Wasser- 

und Bodenverband vorbereitet. Das vorhandene verrohrte Gewässer II. Ordnung soll 

saniert und genutzt werden. Es ist davon auszugehen, dass eine geordnete 

Niederschlagswasserbeseitigung erfolgt und die erforderlichen Genehmigungen der 

unteren Wasserbehörde vor Satzungsbeschluss eingeholt werden.  

 

zu 8. 

Die Angaben zu Anschaffungs- und Herstellungsbeiträgen nimmt die Gemeinde zur 

Kenntnis; sie entfalten nur beitragsrechtliche Relevanz. Die Zahl der Vollgeschosse 

wurde nicht geändert. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 9. 

Der angegebene Leitungsbestand wird in die Planunterlagen nachrichtlich übernommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

In der ergänzenden Stellungnahme teilt der Zweckverband Wismar 

die technischen Parameter des Abwasserpumpwerkes mit. Ebenso 

wird mitgeteilt, dass der Betrieb der Anlage im Vergleich zu 

anderen Pumpwerken als unauffällig gesehen werden kann. 

Aufgrund der Betriebsweise werden Geräusche und Gerüche 

reduziert. Aufgrund der präzisierten Stellungnahme des 

Zweckverbandes geht die Gemeinde davon aus, dass zusätzliche 

Gutachten zu dem Abwasserpumpwerk nicht mehr erforderlich 

werden, da der Betrieb als unauffällig angesehen werden kann. 

 

zu 2. 

Das bei Wartungen und Störungen unangenehme Gerüche auftreten 

können, ist hinzunehmen. Es handelt sich hier nicht um eine 

Dauerbelastung, die es zu beachten gilt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Unabhängig von der Bebauungsplanänderung wäre die Herstellung einer 

Wendemöglichkeit für Linienbusse durch die Gemeinde Bad Kleinen zu prüfen; ggf. wäre 

die Wendeanlage im Plangebiet zu nutzen, sofern sie für Linienbusse geeignet ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass gegen die Bebauungsplanänderung keine 

Bedenken bestehen. 

 

zu 2. 

Der bekanntgegebene Anlagen- und Leitungsbestand wird in die Planunterlagen 

nachrichtlich übernommen. Auf die Darstellung der einzelnen privaten 

Grundstücksanschlüsse wird verzichtet, deren Sicherung obliegt dem privaten 

Grundstückseigentümer. Es wird beachtet, dass dies keine Einweisung dargestellt. 

 

zu 3. 

Die Anforderungen an Einweisungen zur Vorbereitung von Maßnahmen werden im 

Rahmen der Erschließungsplanung beachtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen bei der 

Erschließungsplanung. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4. 

Die Erschließungsvereinbarung ist mit dem Erschließungsträger abzuschließen. 

 

 

 

zu 5. 

Die allgemeinen Hinweise sind bei der Erschließungsplanung zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

zu 6. 

Hinweise zu den Versorgungsleitungen finden sich bereits im Teil B-Text und werden um 

diese Hinweise in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

zu 7. 

Die Kontaktdaten werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen bei der 

Erschließungsplanung. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2015-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ der Gemeinde Bad Kleinen  

 59 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Der Hinweis, dass sich im Plangebiet Versorgungsanlagen der Hanse Werk AG befinden, 

wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

zu 2. 

Die Lage der Versorgungsanlagen wird nachrichtlich in die Planunterlagen übernommen. 

Mögliche Umverlegungen in die privaten Straßen sind im Rahmen der 

Erschließungsplanung zu beachten; ggf. hat die Sicherung der Leitung über Geh-, Fahr- 

und Leitungsrecht zu erfolgen. 

 

 

zu 3. 

Die Anforderungen des Versorgers sind zu beachten. Hinweise auf Versorgungsleitungen 

befinden sich bereits im Teil B-Text und werden in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4. 

Inwiefern ein Anschluss des Plangebietes erfolgen kann, ist zwischen dem 

Erschließungsträger und dem Versorgungsunternehmen abzustimmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Zuständigkeiten werden zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anlagen des Versorgers berührt werden und 

keine Einwände bestehen. 

 

Zu 3. 

Der Versorger ist bei Änderung des Plangeltungsbereiches ohnehin neu zu beteiligen. 

Eine Änderung ist nicht beabsichtigt.  

 

zu 4. 

Andere Versorgungsträger wurden im Verfahren beteiligt. 

 

Zu 5. 

Die Interessenvertretung wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2015-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ der Gemeinde Bad Kleinen  

 63 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet derzeit keine Anlagen des 

Versorgungsträgers befinden oder geplant sind. Es wurden keine abwägungserheblichen 

Belange vorgetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2015-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ der Gemeinde Bad Kleinen  

 64 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Ein Bodendenkmal wurde bereits im Ursprungsplan bekannt gegeben und beachtet. Die 

nunmehr bekanntgegebenen Bodendenkmale werden beachtet. 

 

zu 2. 

Die allgemeinen Hinweise zu Denkmalen werden zur Kenntnis genommen. Die Gesetze 

sind ohnehin zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

zu 3. 

Die nunmehr bekanntgegebenen Bodendenkmale werden nachrichtlich in die 

Planunterlagen übernommen und entsprechend dargestellt. Die Lage und die Größe der 

vorhandenen Bodendenkmale hat sich im Vergleich zum genehmigten 

Ursprungsbebauungsplan erheblich verändert. Das damalige Bodendenkmal ist in der 

vorliegenden Karte nicht mehr dargestellt. 

 

zu 4. 

Die Hinweise zu den erforderlichen Genehmigungen werden in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

zu 5. 

Die Nebenbestimmungen werden als nachrichtliche Übernahme in den Teil B-Text 

aufgenommen.  

 

 

 

 

 

 

zu 6. 

Die Kontaktdaten werden in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich keine Festpunkte der amtlichen 

geodätischen Grundlagennetze des Landes M-V im Plangebiet befinden. Das Merkblatt 

und weitergehende Informationen werden für diese Bebauungsplanänderung zur Kenntnis 

genommen. 

 

zu 2. 

Die zuständige Vermessungs- und Katasterbehörde wurde im Planverfahren beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken und Anregungen vorgebracht 

werden. Abwägungserhebliche Belange bestehen nicht. 

 

zu 2. 

Die Rückgabe der Unterlagen wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr 

keine Bedenken bestehen. Die sachlich und örtlich zuständigen Kommunalbehörden 

wurden im Verfahren beteiligt.  

 

Zu 2. 

Der Hinweis, dass Munitionsfunde in Mecklenburg-Vorpommern nicht auszuschließen 

sind, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 3. 

Die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen ist Gegenstand des nachgelagerten 

Baugenehmigungsverfahrens und ergeben sich von selbst. 

 

Zu 4. 

Der Hinweise in den Planunterlagen werden diesbezüglich präzisiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen im 

nachgelagerten Verfahrens. 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es werden im Rahmen der wahrzunehmenden Aufgaben keine Bedenken und Anregungen 

vorgebracht. 

 

zu 2. 

Die Landgesellschaft als zuständige Ressortverwaltung wurde im Verfahren direkt 

beteiligt. Eine Stellungnahme wurde nicht abgegeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine Einwände erhoben werden. 

Abwägungserhebliche Belange wurden nicht vorgetragen. 

 

zu 2. 

Die Erstellung amtlicher klimatologischer Gutachten wird zur Kenntnis genommen und 

bei Bedarf beachtet.  

 

zu 3. 

Die Rückgabe der Unterlagen wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus zollrechtlicher und fiskalischer Sicht keine 

Einwände bestehen. 

 

 

 

 

zu 2. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Gesetze sind ohnehin zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die allgemeinen Regelungen des Landeswaldgesetzes nimmt die Gemeinde zur Kenntnis. 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der Bebauungsplanänderung in der vorliegenden 

Form nicht zugestimmt wird und es sind Abstimmungen  zu führen.  

 

zu 3. 

Die Begründung nimmt die Gemeinde zur Kenntnis und wird die Waldbelange erörtern. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4. 

Nach einer erfolgten Vorortbesichtigung, die am 22.07.2015 durchgeführt wurde, wird die 

Waldgrenze festgesetzt und in die Planunterlagen eingearbeitet. Der Waldabstand von  

30, 00  m zu den geplanten Baufenstern dürfte somit eingehalten werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine Bedenken gegen den vorliegenden 

Entwurf bestehen. Abwägungserhebliche Belange werden nicht bekanntgegeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2015-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ der Gemeinde Bad Kleinen  

 78 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Vorlage der notwendigen Genehmigungen der unteren Wasserbehörde ist vor 

Satzungsbeschluss erforderlich. 

 

zu 2. 

Im Rahmen der technischen Planung ist die Überprüfung der hydraulischen 

Leistungsfähigkeit des Gewässers Nr. 11:29 durchzuführen und mit dem Wasser- und 

Bodenverband abzustimmen. 

 

zu 3. 

Im Rahmen der technischen Planung ist die Sanierung des Gewässers Nr. 11:29 mit dem 

Wasser- und Bodenverband einvernehmlich zu regeln und das Überbauen der Leitungen 

und das Einleiten des Regenwassers aus dem Plangebiet im Einvernehmen mit dem 

Wasser- und Bodenverband bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen. In diesem 

Zusammenhang wären die Mindestanforderungen hinsichtlich der Breite an den 

Gewässerschutzstreifen zu erörtern. 

 

zu 4. 

Der Wasser- und Bodenverband ist bei allen Planungen, die das Gewässer Nr. 11:29 

betreffen zu beteiligen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde Bad Kleinen nimmt zur Kenntnis, dass keine Einwände oder Anregungen 

gegen die Bebauungsplanänderung bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Der Kreisjagdverband teilt der Gemeinde mit, dass jagdliche Interessen weniger betroffen 

sind. 

 

zu 2. 

Eine Änderung der Flächeninanspruchnahme gegenüber dem genehmigten 

Ursprungsbebauungsplan erfolgt mit dieser Planung nicht. Die Erschließung des 

Plangebietes erfolgte gemäß Ursprungsplanung über Geh-, Fahr- und Leitungsrechte, die 

den Ausbaustandard einer privaten Erschließungsstraße aufweisen. Mit der 

Bebauungsplanänderung wurden die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte überwiegend 

zurückgenommen und durch eine angemessene Erschließungsstraße mit der gesetzlich 

vorgeschriebenen Wendemöglichkeit für ein Müllfahrzeug ersetzt. Damit ist eine 

Rücknahme der Erschließungsflächen erfolgt.   

Die Baugrenzen der bereits realisierten Bebauung entsprechen den Festsetzungen des 

Ursprungsplanes und berücksichtigen die Belange der Eigentümer. 

Die hergestellten Gebäude wurden mit ihren Auswirkungen in den SPA- und FFH-

Verträglichkeitsprüfungen beachtet. Die konkreten Zielsetzungen auch in Bezug auf 

Kapazitäten wurden nochmals ergänzt und bei den Unterlagen genutzt. Die Kapazitäten 

ändern sich im Vergleich zum Ursprungsplan (Satzung über den Bebauungsplan Nr. 14A) 

nur geringfügig um 18-24 Betten, sodass erhebliche Auswirkungen ausgeschlossen 

werden können. Die erstellten Unterlagen werden für das erneute Beteiligungsverfahren 

genutzt. Aufgrund der Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfungen konnte das Verfahren 

nach § 13a BauGB geführt werden. Die Nachweise für die SPA- und FFH-Verträglichkeit 

wurden geführt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der vorliegenden Bebauungsplanänderung unter 

Berücksichtigung der regionalen Entwicklung und der überwiegend öffentlichen Belange 

zugestimmt wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen und Bedenken vorgetragen 

werden. Abwägungserhebliche Belange ergeben sich nicht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise oder Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise oder Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise oder Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Zahl der Vollgeschosse wird unter Beachtung der neuen Erkenntnisse des 

Vorhabenträgers auf ein Vollgeschoss entsprechend des genehmigten Ursprungsplanes 

begrenzt. Eine höhere Ausnutzbarkeit der Grundstücke durch zweigeschossige Baukörper 

ist nicht mehr beabsichtigtes Planungsziel. Eine Verbesserung der Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild wird zusätzlich  gewährleistet. Auch bisher war davon ausgegangen 

worden, dass die Auswirkungen auf das Landschaftsbild unerheblich sind. 

 

zu 2. 

Die Gemeinde hat den Vorschlag geprüft. Die Festsetzung von Anpflanzflächen und 

deren Realisierung ermöglicht eine bessere Einbindung der geplanten Bebauung in die 

Landschaft und unterstreicht die alternative naturbelassene Lage des 

Erholungssondergebietes entsprechend dem Tourismuskonzept.  

 

zu 2. 

Den vorgenannten Anregungen folgt die Gemeinde. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 


	Vorlage
	Anlage  1 2015-07-22AbwEntw1ÄB14A-8

